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Alles im Blick?

Recht im Wasserrettungsdienst
Jahr für Jahr leisten tausende Rettungsschwimmer Wachdienst an den deut-

schen Binnen- und Küstengewässern. In der Ausbildung zum Rettungsschwim-

mer sind zwar auch zwei Unterrichtseinheiten zu Rechts- und Versicherungs-

fragen enthalten. Gleichwohl zeigt sich im Gespräch immer wieder, dass viele 

Rettungsschwimmer verunsichert sind, wenn es um ihre rechtlichen Pflichten 

aber auch um Rechte bzw. Ansprüche geht. Mit dieser Ausgabe des Lebensret-

ters erscheint deshalb ein erster von mehreren Beiträgen, die den Einsatz im 

Wasserrettungsdienst aus verschiedenen rechtlichen Blickwinkeln beleuch-

ten. Dieser erste Teil beschäftigt sich mit den strafrechtlichen Aspekten, die 

insbesondere beim Einsatz im Rettungswachdienst eine Rolle spielen können.
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An Gefahrenquellen sind Badende besonders zu beobachten
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Die bloße Ausbildung als Rettungsschwimmer führt entgegen 
einem häufi g anzutreffenden Missverständnis nicht zur Garan-
tenstellung. Im Falle eines Badeunfalls stellt sich für einen zufäl-
lig anwesenden Badegast, der eine Ausbildung zum Rettungs-
schwimmer durchlaufen hat, deshalb »nur« die Frage der 
Strafbarkeit wegen unterlassener Hilfeleistung, sollte er die er-
forderliche Hilfe nicht leisten.

Was kann von einem Rettungsschwimmer erwartet werden?
Rettungsschwimmer haben sich während ihres Dienstes ret-
tungsfähig zu halten, die Gefahren für Badende laufend zu be-
obachten und entsprechend zu handeln. Folglich hat sich ein im 
Rettungswachdienst eingesetzter Helfer die Frage zu stellen, ob 
er körperlich fi t ist, mithin zumindest die Leistungen, die er ein-
mal zur Rettungsschwimmprüfung erbracht hat, auch aktuell 
erbringen kann und einem Einsatz keine gesundheitlichen Pro-
bleme entgegenstehen. 
Damit ist nicht zwingend gesagt, dass etwa erkältete Rettungs-
schwimmer keinen Dienst verrichten können. Ein auf das Land 
beschränkter Einsatz (z. B. als Sprechfunker oder Sanitäter) ist 
durchaus möglich. Wachleiter sind hier in der Verantwortung, die 
Funktionsfähigkeit der Wache sicherzustellen.
Während des Dienstes ist dafür zu sorgen, dass Gefahrenquellen 
im und am Wasser gesucht werden, die nicht offensichtlich sind. 
Diese können sich aus Wind- und Strömungsverhältnissen, durch 
Einwirkung Dritter (z. B. Wassersportler) oder aus baulichen An-
lagen (wie einem Badeponton) ergeben. An diesen Gefahren-
quellen sind Badende besonders zu beobachten, um im Notfall 
schnell eingreifen zu können. 
Insofern ergibt sich für Rettungsschwimmer die Anforderung, 
sich einen Standort zu suchen, von dem möglichst das gesamte 
Wachgebiet eingesehen werden kann. Im Falle eines Badeun-
falls ist der Rettungsschwimmer dann in der Pfl icht, Hilfe zu 
leisten. 

Was kann nicht erwartet werden?
Zunächst führt die Garantenstellung nicht dazu, dass der Ret-
tungsschwimmer sein eigenes Leben einsetzen muss, um ein 
anderes zu retten. Zuzumuten ist allerdings, verhältnismäßige 
Risiken, wie eine Gesundheitsbeeinträchtigung während einer 
Lebensrettung einzugehen – soweit die Eigensicherung gewähr-
leistet ist. Angesichts der regelmäßig vorhandenen Rettungsmit-
tel, die es bei einem Ertrinkenden entbehrlich machen, in direk-
ten Körperkontakt zu treten und so erhebliche Risiken für das 
eigene Leben auf sich zu nehmen, wird es auch von körperlich 
unterlegenen Rettungsschwimmern meistens zu verlangen sein, 
sich unmittelbar an Rettungsversuchen zu beteiligen.
Die Garantenstellung eines diensttuenden Rettungsschwimmers 
ist allerdings nicht gleichzusetzen mit der Pfl icht, etwa die Eltern-
verantwortung für Kinder zu übernehmen. Es besteht folglich 
auch keine Pfl icht, Badegruppen gesondert abzusichern. Hiervon 
ist, wie das eingangs genannte Beispiel zeigt, gerade abzuraten, 
zumal sich am Strand nie vollends klären lassen wird, wer welche 
Schwimmfähigkeiten hat. Insofern ist die Verpfl ichtung des Ret-
tungsschwimmers beschränkt auf den Rettungseinsatz, zumal 
seine Aufgabe nicht darin liegt, eine Ordnungsfunktion am 
Strand wahrzunehmen, wie dies etwa der Bademeister im 
Schwimmbad macht, der sich auch auf ein entsprechendes 
Hausrecht stützt.

III Fazit
Nicht selten ist zu hören, man stünde mit einem Bein im Gefäng-
nis, würde man sich ehrenamtlich engagieren. Dieser Einschät-
zung ist bereits angesichts fehlender Fallzahlen mit Nachdruck 
zu widersprechen. Gleichwohl entbindet das Ehrenamt nicht von 
der Verpfl ichtung, aufmerksam und verantwortungsvoll mit den 
übernommenen Aufgaben umzugehen. 
Neben der Frage der Verpfl ichtung zur Hilfeleistung gibt es straf-
rechtliche Normen, die im Rettungswachdienst besonders rele-

vant sein können. Dabei handelt es sich etwa um Bestimmungen 
wie aus dem Medizinproduktegesetz, wo das Betreiben und 
Anwenden mangelhafter Medizinprodukte unter Strafe gestellt 
ist (§ 40 i. V. m § 14 S. 2 MPG). Ebenfalls in den medizinischen 
Bereich zu verorten ist die Frage der Wirksamkeit von Einwilli-
gungen in Heilbehandlungen, die in aller Regel zunächst als Kör-
perverletzung gelten. 
Auch im Bereich des Funkwesens können sich gesonderte straf-
rechtliche Problemstellungen ergeben, wenn eine Verpfl ichtung 
anlässlich einer Tätigkeit für die öffentliche Verwaltung – etwa 
bei Aktivitäten in den Bereichen des Rettungsdienstes oder Ka-
tastrophenschutzes der Länder – erfolgt. Dann sind allgemeine 
Straftatbestände (z. B. die Vertraulichkeit des nicht öffentlich ge-
sprochenen Wortes) oder Amtsdelikte (z. B. Vorteilsnahme) mög-
lich. Derartige Gestaltungen werden im Rahmen der Fachausbil-
dungen erörtert.
 Dr. Christoph Mager

E
ine gute Nachricht vorweg: Urteile gegen Rettungsschwim-
mer, die ihren ehrenamtlichen Dienst für die DLRG betref-
fen, gibt es außerordentlich selten. Der bekannteste, aber 
auch gravierendste Fall ist der des Rettungsschwimmers 
Hans-Hugo von Rekowski, der 1969 auf Sylt eingesetzt 

war. Als Wachleiter gestattete er einer Gruppe von 13 Kindern und 
zwei Kindergärtnerinnen innerhalb eines abgesteckten Bereiches 
auf einer vorgelagerten Sandbank ins Wasser zu gehen. 
Vier neunjährige Kinder ertranken, die meisten konnte von Re-
kowski retten – einschließlich der Kindergärtnerinnen – als eine 
hohe Welle die Gruppe umwarf. Er wurde durch das Landgericht 
Flensburg zu einer Geldstrafe von 1200 DM – ersatzweise 60 Tage 
Haft – wegen fahrlässiger Tötung verurteilt. Die DLRG hat damals 
die Konsequenz gezogen und den Rettungswachdienst auf Sylt 
eingestellt. Unabhängig von der Frage, ob man dem Urteil des Land-
gerichts folgen mag, zeigt sich, dass sich Rettungsschwimmer über 
mögliche Konsequenzen ihrer Tätigkeit im Klaren sein müssen.

I Ausgangspunkt
Dass in Deutschland jedermann verpfl ichtet ist, einer in Not ge-
ratenen Person im Rahmen seiner Möglichkeiten zu helfen, dürf-
te weitgehend bekannt sein. Rechtlich ist dies nicht unproble-
matisch, da das deutsche Strafrecht stets eine Tathandlung 
verlangt, die unter Strafe steht. Eine Handlung setzt jedoch ein 
positives Tun voraus und damit ein Element, das bei jedermann 
gerade nicht vorliegt. 
Die aus § 323c StGB (auch als »Jedermannparagraf« beizeichnet) 
herrührende Verpfl ichtung löst diese Problematik auf und gilt 
unabhängig von einer Ausbildung, körperlicher Konstitution oder 
Lebensstellung. Bei einem Ertrinkungsunfall hat folglich jeder, 
der von dem Unfall Kenntnis erlangt, die Pfl icht zu helfen – so-
lange dies erforderlich und ihm zuzumuten ist. Erforderlich ist 
die Hilfeleistung, solange niemand eine bessere Hilfe leistet, als 
man selbst dazu in der Lage ist. Und zumutbar ist eine Hilfeleis-
tung, soweit man sich nicht selbst in erhebliche Gefahr bringt. 
Sieht also der Tourist am Strand, dass Rettungsschwimmer be-
reits zum Ertrinkenden eilen, wird er eine weitere Hilfeleistung 
nicht mehr für erforderlich halten müssen. Ist er Nichtschwim-
mer, ist ihm die aktive Rettung aus dem Wasser aufgrund der 
eigenen Gefahr, die er eingehen würde, ohnehin nicht zuzumu-
ten. Ist er allerdings Arzt oder etwa Rettungsassistent, dürfte er 
in vielen Fällen bei der weiteren Versorgung an Land eine quali-
fi ziertere Hilfe leisten können als der Rettungsschwimmer. Folg-
lich wäre hier seine Hilfeleistung erforderlich. Bei einer Missach-
tung dieser Verpfl ichtung zur Hilfeleistung droht eine Geldstrafe 
oder Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr.

II Pfl icht zur Hilfeleistung
Die allgemeine Verpfl ichtung zur Hilfeleistung gilt selbstverständ-
lich auch im Rettungswachdienst. Hier greift jedoch zusätzlich 
eine weitergehende Verpfl ichtung, die aus der Garantenstellung 
des diensttuenden Rettungsschwimmers herrührt.

Warum die Garantenstellung?
Die Strafandrohung bei unterlassener Hilfeleistung soll in den 
Fällen erheblich erhöht werden, in denen eine besondere Ver-
pfl ichtung für jemanden besteht, eine andere Person nicht zu 

Schaden kommen zu lassen. Dies wird erreicht, indem der Ga-
rant so bestraft wird, als hätte er den eingetretenen Schaden 
(etwa die Verletzung oder den Tod eines Menschen) durch eige-
nes Handeln herbeigeführt und nicht nur durch Teilnahmslosig-
keit gefördert. Entscheidend ist dabei, dass ein Gesetz das Ein-
treten des Schadens unter Strafe stellt, soweit er durch eine 
Handlung herbeigeführt wird. Relevant sind für den Rettungs-
schwimmer dabei in erster Linie die Vorschriften zur fahrlässigen 
Tötung (§ 222 StGB) und Körperverletzung (§ 230 StGB), dort 
geht man davon aus, dass durch Unachtsamkeit eines Rettungs-
schwimmers die Pfl icht zur Hilfeleistung nicht beachtet wird 
(etwa Kartenspielen auf der Wachstation).

Wer wird Garant?
Verkürzt könnte man sagen, Garant wird, wer für die Sicherheit 
einer oder mehrerer anderen Personen zu garantieren (einzuste-
hen) hat. Dabei haben sich Fallgruppen herausgebildet: Die Ga-
rantenstellung durch Übernahme einer Beistandspfl icht entsteht 
durch Gesetz (z. B. Eltern für ihre Kinder, Lehrer für Schüler, Tier-
halter für Tiere), durch Vertrag (z. B. Betreuer für Kinder), durch 
gemeinsame Eingehung von Gefahren (z. B. Bergsteigergruppe, 
Tauchgruppe) oder durch freiwillige Übernahme (z. B. ehrenamt-
liche Tätigkeit als Rettungsschwimmer). Diese letzte Fallgruppe 
ist im Rettungswachdienst relevant.
Sobald im Rettungswachdienst nach außen deutlich gemacht 
wird, Rettungsschwimmer würden für Sicherheit sorgen, etwa 
durch entsprechende Befl aggung, Schilder und Einsatzkleidung, 
entsteht die Verpfl ichtung, Schäden für Badende im Wasser zu 
verhindern. Dies hat auch das OLG Celle in einem Urteil bereits 
1961 dargestellt (NJW 1961, 1939). Hintergrund ist letztlich das 
aufgrund des äußeren Auftretens entstehende Vertrauen in die 

Sicherheit durch die sich zu erkennen gebenden Rettungs-
schwimmer. Dies gilt aber selbstverständlich nur so weit, wie 
diese Gefahren typisch sind. Als diensttuender Rettungsschwim-
mer ist deshalb Sorge dafür zu tragen, dass niemand einen Scha-
den aus dem Baden im jeweiligen Gewässer davonträgt. Für 
Hilfeleistungen bei Unfällen in Strandnähe hat ein Rettungs-
schwimmer nicht rechtlich einzustehen. 

Die Garantenstellung eines Rettungsschwimmers ist nicht gleichzusetzen 
mit der Pflicht, etwa die Elternverantwortung für Kinder zu übernehmen

Fortsetzung
Unabhängig von diesen strafrechtlichen 
Haftungsfragen steht die zivilrechtliche 
Haftung, das heißt, die Frage des Ver-
mögensausgleichs, beim Auftreten von 
Schäden. Dies soll Thema des zweiten 
Teils sein.
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Anzeige

Nachdem sich der erste Beitrag zu recht-
lichen Fragen im Wasserrettungsdienst mit 
strafrechtlichen Problemen im Rettungs-
wachdienst beschäftigt hat, behandelt die-
ser Beitrag die zivilrechtliche Situation.

Abgrenzung zwischen strafrechtlicher 
und zivilrechtlicher Haftung
Durch das Strafrecht werden als besonders inakzeptabel einge-
ordnete Handlungen (und Unterlassungen) einzelner Personen 
durch den Staat geahndet. Verursacht eine Person einen Scha-
den durch eine Handlung oder Unterlassung, die durch ein Straf-
gesetz verboten ist, erfolgt eine Bestrafung in Form einer Geld- 
oder Freiheitsstrafe. Bei der zivilrechtlichen Haftung geht es 
hingegen um den Ausgleich von Schäden zwischen Personen. 
Verliert etwa ein Schwimmausbilder während der Ausbildung 
die Beherrschung und ohrfeigt einen Schwimmschüler, so hat 
er mit einer Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft wegen 
Körperverletzung zu rechnen. Unabhängig davon hat der Schüler 
einen Anspruch auf Schmerzensgeld gegen den Schwimmaus-
bilder.

Anspruchsgrundlagen für zivilrechtliche 
Haftung
Haftung setzt ein Schuldverhältnis zwischen mindestens zwei 
Personen – unabhängig von der Frage, ob es sich um natürliche 
oder juristische Personen handelt – voraus. Ein Schuldverhältnis 
kann durch die Aufnahme einer vertraglichen Beziehung entste-
hen oder es ist gesetzlich vorgesehen.

1. Das vertragliche Schuldverhältnis
Geht jemand einen Vertrag mit einer anderen Person ein, haftet 
er grundsätzlich bei Verstößen gegen die Vereinbarungen für den 

Der zivilrechtliche Rahmen
entstandenen Schaden. Vereinbaren beispielsweise eine Ge-
meinde und eine Gliederung, dass die DLRG die Badeaufsicht 
über eine Badestelle über sechs Wochen wahrnimmt und kommt 
die Gliederung dieser eingegangenen Verpfl ichtung nicht nach, 
so haftet sie zum Beispiel (eventuell nach einer Mahnung) auf 
Schadensersatz, der etwa durch die Beauftragung eines Unter-
nehmens oder die Einstellung des erforderlichen Personals ent-
steht. Typische vertragliche Schuldverhältnisse sind Kaufverträ-
ge, Werkverträge, Geschäftsbesorgungsverträge, Mietverträge 
etc. Die ehrenamtliche Tätigkeit ist dabei zumeist als Auftrag 
(§§ 662 ff. BGB) einzuordnen. 

a) Der Auftrag des Rettungsschwimmers
Im Rettungswachdienst besteht in aller Regel ein Schuldverhält-
nis zwischen dem Betreiber einer Badestelle und einer Gliede-
rung einerseits und der Gliederung und dem ehrenamtlichen 
Rettungsschwimmer andererseits. Abzugrenzen ist der Auftrag 
vom reinen Gefälligkeitsverhältnis. Mit seiner Bewerbung im 
zentralen Wasserrettungsdienst geht der Bewerber eine konkre-
te Verpfl ichtung ein, sodass durch die Erteilung des Wachauf-
trags ein Auftrag zustande kommt. Durch dieses Schuldverhält-
nis verpfl ichtet sich der Rettungsschwimmer, den Wachdienst 
unentgeltlich zu leisten (§ 662 BGB). Die DLRG-Gliederung ver-
pfl ichtet sich, alle entstandenen Auslagen zu erstatten (§ 670 
BGB; in aller Regel pauschalierte Reise- und  Verpfl egungskosten 
sowie ein Tagegeld). Beide Seiten können sich aus dem Schuld-
verhältnis durch Kündigung bzw. Widerruf jederzeit lösen. Der 
beauftragte Rettungsschwimmer darf jedoch nur so kündigen, 
dass die Gliederung die Möglichkeit hat, für Ersatz zu sorgen – es 
sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor (§ 671 BGB). Das dürf-
te beispielsweise anzunehmen sein bei Krankheit, Überforde-
rung mit der Aufgabe oder Streichung des Urlaubs. Andernfalls 
ist er zum Schadensersatz verpfl ichtet.

b) Die Ausführung des Auftrags
Eine Haftung des Rettungsschwimmers entsteht darüber hin-
aus, wenn es zu Schäden aufgrund einer schlechten oder unge-
nügenden Ausführung des Auftrags kommt, zum Beispiel ein 
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Schaden am Material durch mangelnde Sorgfalt entsteht. Auch ist 
zu berücksichtigen, dass die Aufträge im Rahmen des Rettungs-
wachdienstes durchaus verschieden ausgestaltet sein können. So 
hat ein Wachleiter in aller Regel nicht nur die Verpfl ichtung, die 
Durchführung der zu leistenden Wachen zu gewährleisten. Er 
nimmt zugleich die Aufsichtspfl icht für die minderjährigen Wach-
gänger wahr. Im ZWRD-K etwa hat er deshalb über die reinen 
Wachzeiten hinaus dafür Sorge zu tragen, dass den minderjährigen 
Rettungsschwimmern keine Schäden entstehen. 
Allerdings führt nicht jeder Fehler zu einer Haftung gegenüber dem 
Auftraggeber. Grundsätzlich haftet der Aufragnehmer für jede 
 Fahrlässigkeit und Vorsatz. Im ehrenamtlichen Bereich ist allerdings 
durch die Rechtsprechung anerkannt und seit dem 01. 01. 2013 in 
§ 31 b BGB gesetzlich bestimmt, dass Vereinsmitglieder nicht für 
einfache Fahrlässigkeit, sondern nur für grobe Fahrlässigkeit und 
Vorsatz haften. Beschädigt ein Rettungsschwimmer etwa ein 
 Rettungsboot oder Einsatzfahrzeug durch einfache Fahrlässigkeit, 
kann er dafür vom Verein nicht haftbar gemacht werden. Dies 
kommt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit in Betracht. 
 Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn einfachste, ganz naheliegende 
Überlegungen nicht angestellt werden. Dazu zählt etwa das 
 Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im Straßen-
verkehr um mehr als 100 Prozent.

2. Das gesetzliche Schuldverhältnis
Unabhängig und teilweise parallel zu vertraglichen Schuldver-
hältnissen entstehen gesetzliche Schuldverhältnisse. So ist 
etwa in § 823 BGB festgehalten, dass derjenige, der das Leben, 
die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges 
Recht eines anderen widerrechtlich vorsätzlich oder fahrlässig 
verletzt, auf Schadensersatz haftet. Hier geht es um eine per-
sönliche Haftung für die schuldhafte (fahrlässige oder vorsätz-
liche) Schädigung einer anderen Person. In diesen Fällen haftet 
der Rettungsschwimmer persönlich dem Geschädigten gegen-
über. Überfährt etwa ein Rettungsschwimmer einen Schwim-
mer mit einem Motorboot, so wird er in aller Regel auf Ersatz 
der entstehenden Kosten haften. Der Rettungsschwimmer hat 
allerdings einen Freihaltungsanspruch gegen den Verein, für 
den er tätig ist, sodass bei einfacher Fahrlässigkeit keine Gefahr 
aus einer Inanspruchnahme droht. Nur bei grob fahrläs sigen 
Handlungen oder Vorsatz ist tatsächlich mit einer persönlichen 
Haftung zu rechnen.
In aller Regel wird deshalb die DLRG bzw. eine Gliederung für 
die Regulierung von Schäden aufkommen müssen. Hierzu be-
steht ein recht umfassender Haftpfl ichtversicherungsschutz, 
der in einer der nächsten Beiträge vorgestellt wird.

Dr. Christoph Mager
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